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Rasch und entschlossen haben die Vereinten Na-
tionen auf die Krise in Libyen im Februar 2011 rea-
giert. Der Sicherheitsrat hat ein Waffenembargo
und Sanktionen verhängt, die Situation an den In-
ternationalen Strafgerichtshof überwiesen, die Er-
laubnis für die Einrichtung einer Flugverbotszone
gegeben und die Ermächtigung zum Ergreifen »al-
ler erforderlichen Maßnahmen« zum Schutz der Zi-
vilbevölkerung erteilt. Es steht außer Zweifel, dass
der Sicherheitsrat diese Maßnahmen autorisieren
durfte. Fraglich ist jedoch, ob Waffen an Aufstän-
dische geliefert werden dürften, ob es erlaubt wä-
re, Staatschef Muammar al-Gaddafi anzugreifen
und ob Bodentruppen eingesetzt werden dürften.
Diese Fragen sollen im vorliegenden Beitrag erör-
tert werden.

Einleitung

Rasch und entschlossen haben die Vereinten Natio-
nen auf die gewalttätigen Auseinandersetzungen und
die humanitäre Krise in Libyen im Februar 2011 re-
agiert. Am 15. Februar 2011 hatte das libysche Mi-
litär auf Befehl von Staatschef Muammar al-Gaddafi
begonnen, Demonstrationen in Libyen gewaltsam
niederzuschlagen. Bereits am 25. Februar empfahl der
UN-Menschenrechtsrat, Libyens Mitgliedschaftsrech-
te im Menschenrechtsrat auszusetzen. Dieser Emp-
fehlung kam die Generalversammlung am 1. März
einstimmig nach. Nachdem der Ständige Vertreter Li-
byens in New York in einer emotionalen Ansprache
eine »zügige, entschiedene und mutige Resolution«
gefordert hatte, verabschiedete der Sicherheitsrat am
26. Februar 2011 einstimmig Resolution 1970. Ge-
stützt auf Kapitel VII der Charta der Vereinten Na-
tionen und erstmals unter ausdrücklicher Bezugnah-
me auf das Konzept der Schutzverantwortung in ei-
nem konkreten Fall, verhängt Resolution 1970 ein
Waffenembargo gegen Libyen sowie Sanktionen ge-
gen einzelne Regierungsmitglieder. Außerdem über-
weist der Rat die Situation in Libyen an den Interna-
tionalen Strafgerichtshof (IStGH) in Den Haag. Dies
ist vor allem deshalb bemerkenswert, weil der Über-
weisung – anders als im Fall Darfur im Jahr 2005 –
dieses Mal die USA und China zustimmten.1

Den vorläufig letzten Schritt unternahm der Si-
cherheitsrat am 17. März 2011. Mit zehn Stimmen
bei fünf Enthaltungen verabschiedete er Resolution
1973. Vorausgegangen war eine Resolution der Li-
ga der arabischen Staaten vom 12. März, in der die
Liga die Gewalthandlungen gegen das libysche Volk
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verurteilte und den Sicherheitsrat ausdrücklich auf-
forderte, eine Flugverbotszone zum Schutz der Zivil-
bevölkerung einzurichten.2 Ausgehend von der Fest-
stellung, »dass die Situation in der Libysch-Arabi-
schen Dschamahirija auch weiterhin eine Bedrohung
des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit
darstellt«3 genehmigt Resolution 1973 die Einrich-
tung einer Flugverbotszone, erweitert die Durchset-
zungsbefugnisse im Hinblick auf das in Resolution
1970 enthaltene Waffenembargo und autorisiert »al-
le erforderlichen Maßnahmen« zum Schutz der Zivil-
bevölkerung. 

Es steht außer Frage, dass der Sicherheitsrat in die-
ser Situation aktiv werden und die in Resolution 1970
und 1973 enthaltenen Maßnahmen autorisieren durf-
te.4 Die in Resolution 1970 und 1973 enthaltenen
Hinweise auf die extreme Gewalt und die systemati-
schen Menschenrechtsverletzungen, die der Sicher-
heitsrat mit Verbrechen gegen die Menschlichkeit in
Verbindung bringt, sowie die Berufung auf die Flücht-
linge, die sich gezwungen sehen, vor der Gewalt in
Libyen zu fliehen, lassen keinen Zweifel daran, dass
im Falle Libyens die Schwelle für ein Vorgehen nach
Kapitel VII der UN-Charta – die Verhängung von
Zwangsmaßnahmen – erreicht ist. Dass der Sicher-
heitsrat eine Bedrohung des Friedens in Resolution
1970 nicht explizit feststellt, ist unerheblich, da er zu
einer solchen Feststellung lediglich befugt, aber nicht
verpflichtet ist.5
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1 Dabei dürfte eine wichtige Rolle gespielt haben, dass sich vor der

Abstimmung über die Resolution 1970 der Ständige Vertreter Libyens

in einem Brief an die damalige Präsidentin des Sicherheitsrats gewen-

det und ausdrücklich eine Überweisung der Situation in Libyen an den

IStGH gefordert hatte. Vgl. UN Doc. S/PV.6491 v. 26.2.2011, S. 2. Hinweis

zur Zitierweise: UN-Dokumente, die ins Deutsche übersetzt wurden,

werden mit ›UN-Dok.‹ abgekürzt, UN-Dokumente in englischer Sprache

mit ›UN Doc.‹.

2 Vor allem China maß der Forderung der Arabischen Liga wie auch

der Haltung der Afrikanischen Union großes Gewicht bei und erklärte

damit seine Zustimmung, vgl. UN Doc. S/PV.6498 v. 17.3.2011, S. 10. 

3 UN-Dok. S/RES/1973 v. 17.3.2011, Präambel, Abs. 21. 

4 Fehl geht die Kritik von Reinhard Merkel, Völkerrecht contra Bür-

gerkrieg, Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 22.3.2011; vgl. dazu die

Replik von Christian Tomuschat, Wenn Gaddafi mit blutiger Rache

droht, FAZ, 23.3.2011.

5 Jochen Abr. Frowein/Nico Kirsch, Article 39, in: Bruno Simma (Ed.),

The Charter of the United Nations: A Commentary, Bd. 1, 2. Aufl., Mün-

chen/Oxford 2002, Rn. 3.
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Sowohl die Resolution der Generalversammlung
als auch die beiden Resolutionen 1970 und 1973 des
Sicherheitsrats werfen allerdings zahlreiche Fragen
im Hinblick auf die Reichweite und Modalitäten der
beschlossenen Maßnahmen auf. Nach welchen Regeln
können Mitgliedschaftsrechte im Menschenrechts-
rat ausgesetzt und gegebenenfalls wieder eingesetzt
werden? Wie ist die in Teilen auch rückwirkende Über-
weisung der Situation in Libyen an den Internatio-
nalen Strafgerichtshof zu bewerten? Welche Bedeu-
tung ist der in beiden Resolutionen enthaltenen aus-
drücklichen Bezugnahme auf die Schutzverantwor-
tung beizumessen? Und welche Reichweite hat die in
Resolution 1973 enthaltene Ermächtigung, alle er-
forderlichen Maßnahmen zum Schutz der libyschen
Zivilbevölkerung zu ergreifen. Kontrovers diskutiert
wird gegenwärtig insbesondere ein etwaiger Einsatz
von Bodentruppen und Militärberatern, die Zuläs-
sigkeit von Waffenlieferungen an eine Konfliktpartei
und die Frage nach dem Sturz des Gaddafi-Regimes
mithilfe von NATO-Staaten. Diesen Fragen nachzu-
gehen, ist das Ziel dieses Beitrags.

Resolutionen des Menschenrechtsrats
und der Generalversammlung

Auf seiner 15. Sondertagung zur Situation der Men-
schenrechte in Libyen, der ersten Sondertagung be-
züglich eines seiner 47 Mitglieder, verabschiedete der
UN-Menschenrechtsrat am 25. Februar 2011 Reso-
lution S-15/1. Darin enthalten ist unter anderem die
Empfehlung an die Generalversammlung, »in Anbe-
tracht der von den libyschen Behörden begangenen
schweren und systematischen Menschenrechtsverlet-
zungen die Anwendung der in Ziffer 8 der Resolution
60/251 der Generalversammlung vorgesehenen Maß-
nahmen zu erwägen«.6 Gemeint ist damit die Mög-
lichkeit, »die Mitgliedschaftsrechte eines Mitglieds
des Rates, das schwere und systematische Menschen-
rechtsverletzungen begeht, mit einer Zweidrittelmehr-
heit der anwesenden und abstimmenden Mitglieder
[der Generalversammlung] aus[zu]setzen.«7 Die Ge-
neralversammlung ist dieser Empfehlung mit Reso-
lution 65/265 nachgekommen. Da der vollständige
Ausschluss eines Mitglieds aus dem Menschenrechts-
rat nicht vorgesehen ist, bleibt Libyen allerdings for-
mal weiterhin Mitglied dieses Gremiums. Es ist das
erste Mal, dass von dieser mit Gründung des Men-
schenrechtsrats im Jahr 2006 neu geschaffenen Sank-
tionsmöglichkeit Gebrauch gemacht worden ist. Dies
ist umso beachtlicher, da die Vereinten Nationen bei
der Suspendierung von Mitgliedschaftsrechten bis dato
stets größte Zurückhaltung geübt haben. Die in Arti-
kel 5 und 6 UN-Charta vorgesehenen Suspendierungs-
und Ausschlussmöglichkeiten sind seit 1945 zwar
gelegentlich erwogen, aber nie angewendet worden.

Noch ungeklärt ist, wie und unter welchen Vor-
aussetzungen eine derartige Suspendierung der Mit-

gliedschaftsrechte im Menschenrechtsrat wieder auf-
gehoben werden kann. Die Generalversammlung hat
bislang lediglich erklärt, »die Angelegenheit nach Be-
darf zu prüfen«.8 Ob und wann sich die Frage im
Falle Libyens, dessen Mitgliedschaft im Menschen-
rechtsrat bis 2013 dauert, stellen wird, ist gegenwär-
tig noch völlig offen. Generell scheint es plausibel und
konsequent, auch für die Aufhebung der Suspendie-
rung der Mitgliedschaftsrechte einen Beschluss der
Generalversammlung mit einer Zweidrittelmehrheit
aller anwesenden und abstimmenden Mitglieder zu
verlangen. Im Hinblick auf die materiellen Voraus-
setzungen für eine Aufhebung der Suspendierung soll-
te nicht allein auf die Beendigung und das Unterlas-
sen von schweren und systematischen Menschen-
rechtsverletzungen abgestellt, sondern darüber hin-
aus der Nachweis einer erheblichen Verbesserung
der Menschenrechtssituation in dem betroffenen Staat
verlangt werden.

Sicherheitsratsresolution 1970 

Das Konzept der Schutzverantwortung

In Resolution 1970 bestätigt der Sicherheitsrat erst-
mals seit der grundsätzlichen Anerkennung auf dem
Weltgipfel 2005 das Konzept der Schutzverantwor-
tung in einer konkreten Situation.9 Das Konzept der
Schutzverantwortung besagt,10 dass Staaten die Pflicht
haben, die eigene Bevölkerung vor Völkermord, eth-
nischen Säuberungen, Kriegsverbrechen und Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit zu schützen. Für den
Fall, dass ein Staat dieser Verpflichtung offenkundig
nicht nachkommt, hat die internationale Gemein-
schaft ihre Bereitschaft zum Einschreiten erklärt –
notfalls auch mit militärischen Mitteln auf Grund-
lage eines Sicherheitsratsmandats nach Kapitel VII
UN-Charta.11 Die Resolutionen 1970 und 1973 ru-
fen Libyen dazu auf, seine Schutzverantwortung ge-
genüber der eigenen Bevölkerung wahrzunehmen.12

Allerdings wird an keiner Stelle erwähnt, dass an-
gesichts der fortdauernden humanitären Krise die
Schutzverantwortung auf die internationale Gemein-
schaft übergegangen ist. Lediglich die USA und Frank-
reich haben in ihren Stellungnahmen nach Verabschie-
dung der Resolution erklärt, dass der Sicherheitsrat
mit Resolution 1970 die Schutzverantwortung über-
nommen habe.13 Zudem erscheint fraglich, ob und
gegebenenfalls welche konkreten Rechtsfolgen sich
aus dem Konzept der Schutzverantwortung gegen-
wärtig ableiten lassen und welche Bedeutung der Ver-
weisung auf das Konzept in Resolution 1970 beizu-
messen ist. Denn das Konzept der Schutzverantwor-
tung fügt sich nahtlos in das bestehende System der
kollektiven Sicherheit ein. Weder erweitert es die Kom-
petenzen des Sicherheitsrats noch erlaubt es unilate-
rale humanitäre Interventionen. Dreh- und Angel-
punkt für militärische Zwangsmaßnahmen bleibt der
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Sicherheitsrat und Kapitel VII UN-Charta. Aus recht-
licher Sicht hätte es zur Autorisierung der in Resolu-
tion 1970 und 1973 enthaltenen Maßnahmen eines
Rückgriffs auf das Konzept der Schutzverantwor-
tung nicht bedurft. 

Eine eigenständige Bedeutung könnte dem Kon-
zept allenfalls insofern beigemessen werden, als dass
es eine nicht nur moralische, sondern auch rechtliche
Pflicht der ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats
festschreibt, den Sicherheitsrat bei humanitären Ka-
tastrophen nicht durch ein Veto am Eingreifen zu
hindern. Angesichts der Konturlosigkeit des Kon-
zepts14 erscheint die Annahme einer so weitgehenden
verbindlichen Beschränkung des Handlungsspiel-
raums der ständigen Mitglieder aber noch wenig über-
zeugend. Dass die Schutzverantwortung Libyens
gleichwohl explizit hervorgehoben wird, hat in ers-
ter Linie symbolischen Charakter. Dies ist jedoch in-
sofern bedeutsam, als dass Staaten wie China und
Russland, die dem Konzept der Schutzverantwor-
tung bislang kritisch gegenüberstehen, Resolution
1970 zugestimmt haben. 

Waffenembargo, Sanktionen und Einrichtung
eines Sanktionsausschusses

In Resolution 1970 greift der Sicherheitsrat zunächst
auf das Repertoire bekannter Zwangsmaßnahmen
zurück. Verhängt wird ein umfassendes Waffenem-
bargo sowie Reiseverbote für die in Anhang I der Re-
solution aufgeführten Mitglieder der obersten Füh-
rung des Gaddafi-Regimes. Darüber hinaus ordnet
die Resolution das Einfrieren von Vermögenswerten
der in Anhang II der Resolution aufgeführten Personen
an und ruft zum Zweck der Überwachung und Durch-
führung der angeordneten Sanktionen einen Aus-
schuss ins Leben. Da sich der Sicherheitsrat in Reso-
lution 1970 ausdrücklich und ausschließlich auf Arti-
kel 41 UN-Charta bezieht, sind militärische Maßnah-
men zur Durchsetzung des Waffenembargos ausge-
schlossen. Zudem ist die Verpflichtung der Mitglied-
staaten, das Waffenembargo durchzusetzen, auf das
eigene Hoheitsgebiet und eigene Staatsangehörige be-
ziehungsweise Schiffe beschränkt. Inhaltlich geht das
Embargo allerdings über ein bloßes Verbot der Liefe-
rung von Rüstungsgütern hinaus. Untersagt wird et-
wa auch technische und finanzielle Hilfe im Zusam-
menhang mit militärischen Aktivitäten sowie die Be-
reitstellung bewaffneter Söldner. 

Überweisung der Situation in Libyen an den IStGH

Es scheint konsequent, dass der Sicherheitsrat die Si-
tuation in Libyen an den IStGH überwiesen hat, denn
er hat bereits in Resolution 1970 festgestellt, »dass
die ausgedehnten und systematischen Angriffe gegen
die Zivilbevölkerung […] möglicherweise Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit darstellen«.15 Selbst-
verständlich ist hierin lediglich eine erste Einschät-
zung der Situation zu sehen, die keinerlei Auswirkun-

gen auf die Arbeit des Gerichtshofs hat. Es steht dem
Ankläger des IStGH frei zu ermitteln.16 Begründen
ließe sich die Aufnahme der Ermittlungen damit, dass
die Situation in Libyen als ein bewaffneter Konflikt
im Sinne des humanitären Völkerrechts einzuordnen
ist, etwa im Hinblick auf mutmaßlich begangene
Kriegsverbrechen – wie direkte Angriffe auf die Zi-
vilbevölkerung. Am 16. Mai 2011 beantragte Luis
Moreno-Ocampo, der Ankläger am IStGH, Haftbe-
fehl gegen Muammar al-Gaddafi, seinen Sohn, Saif
al-Islam Gaddafi, und den Geheimdienstchef Abdul-
lah Al-Senussi wegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit.17 Während der Pressekonferenz erklärte
Moreno-Ocampo, dass die Anklage auch wegen
Kriegsverbrechen, die seit Beginn des bewaffneten
Konflikts Ende Februar 2011 stattgefunden haben,
ermittelt.18 Die Ermittlungen und die Anträge auf
Haftbefehl stehen im Übrigen nicht im Widerspruch
zum Hinweis des Sicherheitsrats in der Präambel

6 UN-Dok. A/HRC/RES/S-15/1 v. 25.2.2011, Ziff. 14.

7 UN-Dok. A/RES/60/251 v. 15.3.2006, Ziff. 8.

8 UN-Dok. A/RES/65/265 v. 1.3.2011, Ziff. 2.

9 Für eine allgemeine Bestätigung des Konzepts siehe UN-Dok.

S/RES/1674 v. 28.4.2006.

10 Ergebnisdokument des Weltgipfels 2005, UN-Dok. A/RES/60/1 v.

16.9.2005, Ziff. 138 und 139. Siehe Ingo Winkelmann, Responsibility to

Protect, in: Rüdiger Wolfrum (Ed.), The Max Planck Encyclopedia of Pu-

blic International Law, Oxford 2008 (online edition).

11 UN-Dok. A/RES/60/1 v. 16.9.2005, Ziff. 139.

12 UN-Dok. S/RES/1970 v. 26.2.2011, Präambel, Abs. 9; UN-Dok. S/RES/

1973 v. 17.3.2011, Präambel, Abs. 4 und Ziff. 3.

13 UN Doc. S/PV.6491 v. 26.2.2011, S. 3 und 5f.

14 Bislang gibt es keine objektiven Kriterien, anhand derer sich bestim-

men ließe, wann genau die Schutzverantwortung auf die internatio-

nale Gemeinschaft übergeht.

15 UN-Dok. S/RES/1970 v. 26.2.2011, Präambel, Abs. 6. Anders als es

die Resolution impliziert, ist für die Bejahung eines Verbrechens ge-

gen die Menschlichkeit das gleichzeitige Vorliegen eines ausgedehn-

ten und systematischen Angriffs gegen die Zivilbevölkerung nicht er-

forderlich. Nach Art. 7 Abs. 1 des Römischen Statuts genügt vielmehr

entweder ein ausgedehnter oder ein systematischer Angriff. Bei den

Verhandlungen zum Römischen Statut war diese Frage noch sehr um-

stritten. Vor diesem Hintergrund ist die unsaubere Formulierung in der

Resolution nicht hilfreich. Zu diesem Streit vgl. Hans-Peter Kaul, Inter-

national Criminal Court, in: Rüdiger Wolfrum (Ed.), The Max Planck En-

cyclopedia of Public International Law, Oxford 2008 (online edition),

Rn. 44.

16 Vgl. hierzu Manuel Brunner/Robert Frau, Nochmals zur Anwend-

barkeit des humanitären Völkerrechts in Libyen: völkerstrafrechtliche

Aspekte, BOFAXE Nr. 376D, 30.3.2011.

17 Prosecuter’s Application Pursuant to Article 58 as to Muammar

Mohammed Abu Minyar Gaddafi, Saif Al-Islam Gaddafi and Abdullah

Al-Senussi, ICC-01/11-4-Red.

18 ICC Prosecutor: Gaddafi Used his Absolute Authority to Commit Cri-

mes in Libya, ICC Press Release ICC-CPI-20110516-PR667 v. 16.5.2011.
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der Resolution 1970 auf Artikel 16 des Römischen
Statuts. Artikel 16 besagt, dass der Sicherheitsrat
sich durch ein Ersuchen an den IStGH vorbehalten
kann, die Strafverfolgung durch den IStGH für ei-
nen Zeitraum von zwölf Monaten aufzuschieben be-
ziehungsweise auszusetzen. Ein bloßer Hinweis in
der Präambel – also im nicht bindenden Teil – der Re-
solution ist für einen Aufschub der Ermittlungen oder
der Strafverfolgung nicht ausreichend.

Eine wirksame – wenngleich nicht unumstrittene –
Einschränkung der Zuständigkeit des Gerichts nimmt
der Sicherheitsrat allerdings doch vor: Er legt fest,
dass Staatsangehörige, derzeitige und ehemalige Amts-
träger sowie derzeitiges und ehemaliges Personal von
Staaten »außerhalb der Libysch-Arabischen Dscha-
mahirija«, die nicht Vertragsstaaten des Römischen
Statuts sind, ausschließlich der Gerichtsbarkeit ihrer
Staaten unterliegen.19 Obwohl Resolution 1970 noch
gar keine Einsätze in Libyen autorisiert, wird so si-
chergestellt, dass die Überweisungsklausel möglicher-
weise notwendig werdenden Militäroperationen nicht
entgegensteht. Ausgenommen von der Jurisdiktion
des Strafgerichtshofs werden allerdings nur Angehö-
rige, Amtsträger und Personal von Staaten, die in Li-
byen an Einsätzen auf Grundlage eines Mandats des
Sicherheitsrats teilnehmen. Nicht ausgenommen sind
damit auf Seiten Gaddafis in Libyen kämpfende Söld-
ner aus Staaten, die nicht Vertragsstaaten des Römi-
schen Statuts sind. 

Mit seiner Resolution vom 26. Februar 2011 hat
der Sicherheitsrat die Situation in Libyen rückwir-
kend, nämlich seit dem 15. Februar, an den IStGH
überwiesen.20 Für die Frage nach der völkerstrafrecht-
lichen Verantwortlichkeit libyscher Staatsangehöri-
ger sind daher zwei Zeiträume, nämlich die Zeit vom
15. Februar bis zur Annahme der Resolution 1970,
und die Zeit nach dem 26. Februar zu unterscheiden.

Unstrittig ist, dass ab dem 26. Februar libysche Staats-
angehörige dem Regime des Römischen Statuts un-
terworfen werden, da Libyen, kraft der Überweisung
durch den Sicherheitsrat, an die Vorgaben des Statuts
gebunden ist. Problematischer scheint hingegen die
rückwirkende Überweisung für den Zeitraum zwi-
schen dem 15. und dem 25. Februar zu sein, die ins-
besondere die Frage nach der Vereinbarkeit mit dem
Grundsatz nullum crimen sine lege21 aufwirft. Da aber
die Möglichkeit einer Überweisung durch den Sicher-
heitsrat seit dem Inkrafttreten des Statuts bekannt ist,
müssen auch die Staatsangehörigen von Nichtver-
tragsstaaten davon ausgehen, dass sie der Gerichts-
barkeit des IStGH unterworfen werden können.22 So-
weit die im Römischen Statut kodifizierten Verbre-
chen völkergewohnheitsrechtlichen Status haben, ist
damit den Anforderungen an die Vorhersehbarkeit
der Strafbarkeit und mithin dem Grundsatz nullum
crimen sine lege Genüge getan.23 Allerdings ist zu be-
achten, dass der IStGH für diesen Zeitraum gehalten
ist, nicht das Statut, sondern lediglich das Gewohn-
heitsrecht anzuwenden. Denn auch eine Überweisung
durch den Sicherheitsrat kann keine rückwirkende
Bindung von Individuen an das Statut bewirken.24

Schließlich konsolidiert Resolution 1970 eine be-
reits in Resolution 1593 angelegte Entwicklung, da
wiederum ausdrücklich festgestellt wird, »dass die
im Zusammenhang mit der Unterbreitung der Situa-
tion entstehenden Kosten, […], nicht von den Verein-
ten Nationen getragen werden, sondern von den Ver-
tragsparteien des Römischen Statuts und von denje-
nigen Staaten, die freiwillige Beiträge zu leisten wün-
schen;«.25

Sicherheitsratsresolution 1973 

Einrichtung und Durchsetzung 
einer Flugverbotszone

Resolution 1973 verhängt »ein Verbot aller Flüge im
Luftraum der Libysch-Arabischen Dschamahirija […],
um zum Schutz der Zivilpersonen beizutragen.«26 Zur
Durchsetzung dieses Flugverbots wird in Ziffer 8 der
Resolution ausdrücklich der Einsatz aller erforderli-
chen – einschließlich militärischer – Maßnahmen ge-
nehmigt. Die Einrichtung der Flugverbotszone ist we-
niger als Sanktionsmaßnahme einzustufen; vielmehr
ist ihr Zweck in erster Linie humanitärer Art. Neben
der ausdrücklichen Bezugnahme auf den »Schutz der
Zivilpersonen« wird schon in der Präambel hervor-
gehoben, »dass die Verhängung eines Verbots aller
Flüge im Luftraum der Libysch-Arabischen Dscha-
mahirija ein wichtiges Element für den Schutz von
Zivilpersonen und die sichere Lieferung humanitä-
rer Hilfsgüter und einen entscheidenden Schritt zur
Einstellung der Feindseligkeiten in Libyen darstellt.«27

Das Flugverbot gilt grundsätzlich umfassend (»Ver-
bot aller Flüge«). Ausnahmen werden nur in engen

Besatzungsmitglieder des italienischen Kreuzers ›ETNA‹ retten am 26.
März 2011 ein in Not geratenes Flüchtlingsboot mit etwa 300 Migran-
ten vor der Küste Libyens. Der Kreuzer gehört dem Marineverband der
NATO an. Foto: NATO
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Grenzen und ihrerseits nur zum Schutz und im In-
teresse der Zivilbevölkerung zugelassen. Erlaubt sind
demgemäß nur Flüge mit humanitärem Charakter,
das heißt Flüge der NATO zum Schutz der Zivilbe-
völkerung vor Angriffen, Flüge zur Durchsetzung der
Flugverbotszone und andere Flüge, die im Interesse
des libyschen Volkes für notwendig erachtet und mit
der in Ziffer 8 vorgesehenen Genehmigung durchge-
führt werden.

Erweiterung der Durchsetzungsbefugnisse 
bezüglich des Waffenembargos

Mit Resolution 1973 erweitert der Sicherheitsrat dar-
über hinaus auch die Befugnisse der Mitgliedstaaten
zur Durchsetzung des in Resolution 1970 enthalte-
nen Waffenembargos. Die Mitgliedstaaten werden
dazu aufgefordert, auch auf Hoher See »alle unter
den besonderen Umständen zur Durchführung sol-
cher Überprüfungen angemessenen Maßnahmen zu
ergreifen.«28 Anders als Resolution 1970 umfasst die-
se Ermächtigung – da sie auch Maßnahmen nach Ar-
tikel 42 UN-Charta einbezieht – auch militärische
Maßnahmen und erlaubt den Mitgliedstaaten unter
Verweis auf die Hohe See eine Durchsetzung des Em-
bargos auch außerhalb ihres eigenen Hoheitsgebiets.
Damit wird der rechtliche Handlungsrahmen im Sin-
ne einer effektiveren Kontrolle und besseren Durch-
setzung des Waffenembargos ausgeweitet. 

Autorisierung »aller erforderlichen Maßnahmen«
zum Schutz der Zivilbevölkerung

Im Vordergrund der Diskussion um Resolution 1973
steht die Frage nach der Reichweite der autorisierten
Zwangsmaßnahmen. Dem Wortlaut nach ermächtigt
Ziffer 4 die Mitgliedstaaten, »alle notwendigen Maß-
nahmen zu ergreifen, ungeachtet der Ziffer 9 der Re-
solution 1970, um von Angriffen bedrohte Zivilper-
sonen und von der Zivilbevölkerung bewohnte Ge-
biete in der Libysch-Arabischen Dschamahirija, ein-
schließlich Bengasis, zu schützen, unter Ausschluss
ausländischer Besatzungstruppen jeder Art in irgend-
einem Teil libyschen Hoheitsgebiets, […]«. Es steht
außer Frage, dass der Terminus »alle notwendigen
Maßnahmen« auch militärische Zwangsmaßnahmen
einschließt. Die autorisierten Maßnahmen werden
allerdings zweifach eingeschränkt: Zum einen ist
der Zweck der Maßnahmen ausdrücklich vorgege-
ben, denn die Resolution genehmigt nur solche Maß-
nahmen, die dem Schutz der Zivilbevölkerung dienen.
Zum anderen werden »ausländische Besatzungstrup-
pen jeder Art« ausgeschlossen. 

Aus dem ausdrücklich vorgegebenen Schutzzweck-
erfordernis folgt, dass Resolution 1973 keine Maß-
nahmen erlaubt, die den Sturz des Gaddafi-Regimes
oder eine Demokratisierung Libyens bezwecken.29

In diesem Sinne erlaubt die Resolution den Mitglied-
staaten nicht, einer der Konfliktparteien zur Errei-
chung ihrer politischen Ziele zu verhelfen.30 Da ein

Schutz der Zivilbevölkerung im Sinne der Resolution
gegenwärtig allerdings nicht anders zu erreichen ist,
als durch eine Bekämpfung des dem Oberbefehl Gad-
dafis unterstehenden libyschen Militärs, kämpfen die
in Libyen aktiven NATO-Staaten de facto dennoch
auf Seiten der Aufständischen und gegen das Gad-
dafi-Regime. Insofern ist es schwierig, wenn nicht gar
unmöglich, zwischen von der Resolution gedeckten
Schutzmaßnahmen und nicht gedeckter Parteinah-
me genau zu unterscheiden. Da das Schutzzwecker-
fordernis einem effektiven Schutz der Zivilbevölke-
rung jedenfalls nicht entgegenstehen darf, ist es fol-
gendermaßen auszulegen: Lediglich der vorrangige
Zweck jeglicher Zwangsmaßnahme muss auf den
Schutz der Zivilbevölkerung ausgerichtet sein. Eine
damit einhergehende faktische Unterstützung einer
Konfliktpartei ist aber durchaus erlaubt, soweit sie
für die Zweckerreichung unabdingbar ist. 

Waffenlieferungen

Für eine solche Interpretation spricht insbesondere
der Umstand, dass Resolution 1973 sogar Waffenlie-
ferungen an eine Konfliktpartei – soweit sie dem
Schutzzweckerfordernis genügen – gestattet. Diese
Ermächtigung ergibt sich aus der in Ziffer 4 der Re-
solution 1973 enthaltenen Formulierung »ungeach-
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tet der Ziffer 9 der Resolution 1970«.31 Diese aus-
drückliche Bezugnahme auf das in Resolution 1970
verhängte Waffenembargo (Ziffer 9) lässt kaum ei-
ne andere plausible Deutung zu als eine Ausnahme
von dem Waffenembargo zum Schutz der Zivilbevöl-
kerung. Zwar erscheint es überaus fraglich, ob Waf-
fenlieferungen namentlich an den Nationalen Über-
gangsrat sinnvoll und zweckmäßig wären und nicht
eher den Zielen der Resolution 1973 – eine sofortige
Waffenruhe und ein vollständiges Ende der Gewalt –
entgegenstehen würden.32 Gleichwohl wird mit die-
ser Formulierung aber eine Hintertür offengehalten,
die es Staaten – in den Grenzen des Schutzzwecker-
fordernisses – erlaubt, Waffen zu liefern. Insbeson-
dere die USA und Großbritannien haben sich für
Waffenlieferungen ausgesprochen. Klar ist aber auch,
dass Waffenlieferungen nicht dem Zweck dienen dür-
fen, eine Konfliktpartei bei der Umsetzung ihrer po-
litischen Ziele zu unterstützen.33

Angriffsziele

Aus dem Schutzzweckerfordernis ergibt sich eine
Beschränkung auch im Hinblick auf die zulässigen
Angriffsziele. Die gegenwärtige Situation in Libyen
ist als bewaffneter Konflikt im Sinne des humanitä-
ren Völkerrechts einzuordnen. Danach wären grund-
sätzlich jegliche militärischen Einrichtungen und mi-
litärischen Ausrüstungsgegenstände der libyschen
Streitkräfte – namentlich Kasernen, Fahrzeuge, Schiffe
und Flugzeuge – als legitimes militärisches Ziel ein-
zustufen. Aus dem Schutzzweckerfordernis folgt al-
lerdings, dass längst nicht jedes Ziel, das nach huma-
nitärem Völkerrecht als legitimes Angriffsziel einzu-
stufen ist, nach Maßgabe der Resolution 1973 auch
angegriffen werden darf. Vielmehr enthält die Reso-
lution eine zusätzliche Beschränkung: Angegriffen
werden dürfen nur solche (nach humanitärem Völ-
kerrecht an sich legitimen) Ziele, deren Zerstörung
auch geeignet ist, den Schutz der Zivilbevölkerung zu
fördern. Das heißt, ein libyscher Panzer im Einsatz
in Misrata darf angegriffen und zerstört werden. Ein
libyscher Panzer im Grenzgebiet zu Sudan – fernab
der Angriffe auf libysche Städte und Zivilpersonen –
dürfte hingegen grundsätzlich nicht angegriffen wer-
den. So schwierig eine Abgrenzung im Einzelfall sein
kann, im Hinblick auf die viel diskutierte Frage, ob
Muammar al-Gaddafi gezielt angegriffen werden
dürfte, ist die Rechtslage klar: Als Oberbefehlshaber
der libyschen Streitkräfte ist Gaddafi legitimes An-
griffsziel im Sinne des humanitären Völkerrechts und
darf als Hauptverantwortlicher für die Angriffe auf
die libysche Zivilbevölkerung auch nach Maßgabe der
Resolution 1973 angegriffen werden. Allerdings ist
bei derartigen Angriffen stets der humanitär-völker-
rechtliche Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu be-
achten und zivile Begleitschäden im Lichte des Schutz-
zweckerfordernisses der Resolution 1973 weitestmög-
lich zu vermeiden.

Bodentruppen

Resolution 1973 schließt außerdem den Einsatz von
Besatzungstruppen ausdrücklich aus. Allerdings ist
damit nicht automatisch jeglicher Einsatz von Boden-
truppen verboten. Besatzungstruppen sind von Bo-
dentruppen zu unterscheiden. Eine Besatzung im
völkerrechtlichen Sinne würde voraussetzen, dass zu-
mindest über einen Teil des libyschen Staatsgebiets
effektive Kontrolle ausgeübt wird.34 Da eine effektive
Kontrolle aber eine gewisse Dauerhaftigkeit und Sta-
bilität der ausgeübten Kontrolle verlangt, ist klarge-
stellt, dass kurzzeitige und sporadische Bodenope-
rationen, wie etwa der militärische Schutz einer hu-
manitären Hilfslieferung, die Rettung abgestürzter
Piloten oder das Markieren von Zielen, von Resolu-
tion 1973 gedeckt sind. Erlaubt ist danach auch eine
militärische Beratung der Aufständischen mit dem
Ziel, die Zivilbevölkerung vor Angriffen der Gadda-
fi-Truppen besser zu schützen.35

Fazit

Das entschlossene Vorgehen der Vereinten Nationen
und die rasche Verstärkung der Zwangsmaßnahmen
gegen Libyen sind zu begrüßen. Ermöglicht wurde
dies vor allem durch die klar umgrenzte Zielsetzung
der Resolutionen 1970 und 1973, die ausdrücklich
und ausschließlich auf den Schutz der Zivilbevölke-
rung ausgerichtet sind. Damit ist klargestellt, dass es
keineswegs um eine Demokratisierung Libyens von
außen geht; vielmehr wird der Sicherheitsrat in sei-
nem angestammten Bereich der Friedens- und Si-
cherheitswahrung tätig. Dass die Maßnahmen der
NATO de facto aber gleichwohl einer Unterstützung
der Aufständischen entsprechen und in der Öffent-
lichkeit auch so wahrgenommen werden, wird dabei
stillschweigend toleriert. Auch wenn die Kämpfe in
Libyen weiterhin andauern, Resolution 1973 hat un-
zweifelhaft dazu beigetragen, noch schlimmeres Leid
der Zivilbevölkerung zu verhindern. Vor diesem Hin-
tergrund ist es unbedingt erforderlich, die so beschlos-
senen Maßnahmen bis zum Ende der Kampfhand-
lungen in Libyen aufrechtzuerhalten.

31 Anderer Ansicht Hans-Joachim Heintze/Jana Hertwig, Waffenliefe-

rungen an libysche Rebellen? Völkerrechtliche Grenzen der Unterstüt-

zung, BOFAXE Nr. 380D, 14.4.2011.

32 UN-Dok. S/RES/1970 v. 26.2.2011, Ziff. 1.

33 Kreß, a.a.O. (Anm. 28).

34 Artikel 42 der Landkriegsordnung in der Anlage zum IV. Haager

Abkommen von 1907. 

35 Frankreich und Italien haben nun erklärt, dass sie dem Vorgehen

Großbritanniens folgen und Militärberater entsenden wollen. Einzig

Frankreich hat ausdrücklich erklärt, dass die Militärberater zum besse-

ren Schutz der Zivilbevölkerung beitragen sollen, vgl. France and Italy

Will Also Send Advisers to Libya Rebels, The New York Times, 20.4.2011.
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